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Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt

Herrn Abgeordneten Benedikt Lux (GRÜNE)
über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/24469
vom 25.11.2025
über Baumfällungen in Berlin

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:
Die Schriftliche Anfrage betrifft (zum Teil) Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine sachgerechte Antwort
bemüht und hat daher die Bezirksämter aller 12 Bezirke um Stellungnahmen gebeten. Die
übersandten Stellungnahmen werden in der Antwort an den entsprechend gekennzeichneten
Stellen wiedergegeben.

Frage 1:

Welche Baumfällungen, die mindestens fünf Bäume umfassen, sind aktuell bewilligt aber noch nicht umgesetzt?
Bitte gegliedert nach privaten und öffentlichen Bauvorhaben und nach Bezirk.

Antwort zu 1:

Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin teilt mit:
„Eine entsprechende Aufarbeitung ist in dem angefragten Umfang und in der genannten Frist
mit vertretbarem Aufwand nicht beizubringen.“
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Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin teilt mit:
„Im November 2025 wurden drei Anträge mit mehr als fünf Baumfällungen genehmigt. Ob die
Maßnahmen umgesetzt wurden und ob es sich um private oder öffentliche Bauvorhaben
handelt, wird statistisch nicht erfasst.“

Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin teilt mit:
„Es ist hier zu unterscheiden zwischen Bäumen, die auf öffentlichen Flächen stehen und vom
Straßen- und Grünflächenamt (SGA) bewirtschaftet werden und Bäumen, die auf Privatflächen
stehen und für die der jeweilige Eigentümer eine Fällgenehmigung nach der
Baumschutzverordnung beim Umwelt- und Naturschutzamt (UmNat) einholen muss. Aktuell sind
dem Baummanagement des SGA keine Baumaßnahmen bekannt, bei denen mehr als fünf
Bäume gefällt werden müssten. Dies betrifft sowohl private Bauvorhaben als Anlieger an
öffentlichen Flächen oder auch öffentliche Bauvorhaben. Für UmNat können die Daten nicht mit
verhältnismäßigem Aufwand ermittelt werden, da die Baumeigentümer/Bauherren oder
Baumfirmen Fällanzeigen für genehmigte Fällungen in der Regel nur zeitversetzt (zum Teil auch
gesammelt nach Ende der Fällperiode) vorlegen. Ortskontrollen aller genehmigten Fällungen
sind auf Grund der dafür erforderlichen Personalressourcen nicht leistbar.“

Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin teilt mit:
„1 privates Bauvorhaben mit insgesamt 9 Bäumen, die derzeit noch nicht gefällt wurden, sowie
1 Öffentliches Bauvorhaben Radweg TR7 – 62 Bäume.“

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin teilt mit:
„Eine dezidierte Statistik wird durch die untere Naturschutzbehörde nicht geführt. Im Rahmen
einer überschlägigen Recherche in der Kürze der Zeit zur Beantwortung der Anfrage sind für
das Jahr 2025 bei 13 Bauvorhaben bisher jeweils mehr als 5 Baumfällungen im Rahmen der
Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde bei Baugenehmigungsverfahren bewilligt worden.

Es handelt sich neben zwei öffentlichen Bauvorhaben mit 1 x 16 Bäumen, 1 x 9 Bäumen
ausschließlich um private Bauvorhaben, davon 1 x 15 Bäume, 1 x 14 Bäume, 3 x 8 Bäume, 1 x
6 Bäume und 5 x 5 Bäume.

Ob und wann die Fällungen vollzogen werden, hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab und
wird bei der unteren Naturschutzbehörde nicht erfasst. Die Erteilung einer Genehmigung
verpflichtet Bauherren beispielsweise nicht zur Inanspruchnahme.

Das Straßen- und Grünflächenamt Treptow-Köpenick nimmt nachfolgend Bezug auf Straßen-/
Anlagenbäumen. Im Rahmen des B-Plan 9-15a „Segelfliegerquartier“ wurde die Fällung von
14 Straßenbäumen noch nicht umgesetzt.“
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Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin teilt mit:
„Im Jahr 2025 wurden bisher privaten Grundstückseigentümern Ausnahmegenehmigungen von
der Baumschutzverordnung für die Fällung von 369 Bäumen und für Schnittmaßnahmen und
Wurzelstörung an 260 Bäumen erteilt.
Darin enthalten sind z.B. Fällgenehmigungen für 199 Bäume, die die Deutsche Bahn (DB
Fahrwegedienst) zur Erhaltung der Verkehrssicherheit entlang der S-Bahnlinien S1 (zwischen S-
Bahnhof Feuerbachstraße und S-Bahnhof Wannsee) sowie S 25 (zwischen Südende und
Lichterfelde Süd) hat fällen müssen. Vier weitere Anträge betrafen größere Bauvorhaben, bei
denen die Fällung von mehr als 10 Bäumen beantragt wurde. So wurden beispielsweise für ein
Bauvorhaben in der Goerzallee 303 Fällgenehmigungen für 23 Bäume erteilt, aber die
Nachpflanzung von 57 Bäumen beauflagt.
Zwischen dem 01.09.2024 und dem 02.12.2024 wurden privaten Grundstückseigentümern
Ausnahmegenehmigungen von der Baumschutzverordnung für die Fällung von 341 Bäumen
und für Schnittmaßnahmen und Wurzelstörung an 224 Bäumen erteilt.

Im Bereich des öffentlichen Straßenlandes wurden zwischen September 2024 und August 2025
34 Baumfällgenehmigungen für Bauarbeiten von Leitungsverwaltungen oder für
Gehwegüberfahrten erteilt, seit September 2025 waren es acht Fällgenehmigungen.“

Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin teilt mit:
„Aufgrund von personellen Engpässen muss das Umwelt- und Naturschutzamt Fehlanzeige für
Bäume auf privaten Grundstücken melden. Wir bitten um Verständnis. Es folgen die Zahlen des
Straßen- und Grünflächenamt für das öffentliche Straßenland:
Öffentliches Bauvorhaben, Sanierung BWB-Leitungen am Tempelhofer Damm, 10 Bäume.“

Das Bezirksamt Mitte von Berlin teilt mit:
„Insgesamt gibt es 20 Anträge auf Baumfällungen (mit mehr als 5 Bäumen zur Fällung), die in
2025 bis zum 30.11. beschieden wurden. 8 Anträge sind im Zusammenhang von Pflege- und
Unterhaltungsmaßnahmen gestellt worden. 12 Vorgänge sind Bauvorhaben zuzuordnen, wobei
es sich um 6 öffentliche (70 betroffene Bäume) und 6 private (60 betroffene Bäume)
Bauvorhaben handelt.
Die Genehmigung zur Fällung von geschützten Bäumen im Rahmen von Bauvorhaben ist in der
Regel drei Jahre gültig.
In den allermeisten Fällen erlangt das Umwelt- und Naturschutzamt zeitnah keine Kenntnis von
der Umsetzung der Maßnahmen.“

Das Bezirksamt Neukölln von Berlin teilt mit:
„Straßen- und Grünflächenamt
Für den Bereich Straßenbäume wird Fehlanzeige gemeldet, derzeit gibt es keine
entsprechenden Anträge aufgrund öffentlicher Bauvorhaben.
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Umwelt- und Naturschutzamt
Für den Bereich Grundstücke (nicht Grünanlage, nicht Straßenland) wurden in Neukölln in
diesem Jahr bislang 22 Anträge genehmigt, in denen mindestens fünf Bäume gefällt oder die
Fällung, der Eingriff in den Wurzelbereich oder ein Rückschnitt genehmigt worden sind. Eine
Unterscheidung nach privaten und öffentlichen Bauvorhaben wird in Neukölln statistisch nicht
erfasst. Ebenso ist eine Unterscheidung nach Fällung, Eingriff in den Wurzelbereich oder
Rückschnitt mit dem eingesetzten Fachverfahren nicht möglich. Eine manuelle Auswertung ist
weder in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit noch mit vertretbarem Personalaufwand
leistbar. Ob und wann diese Bäume dann gefällt werden, wird erst nach Ablauf der Frist zur
Ausgleichs- bzw.
Ersatzmaßnahme bekannt, wenn die Dokumentation zur Fällung vorliegt.“

Das Bezirksamt Pankow von Berlin teilt mit:
„Die Ausnahmegenehmigung zur Fällung von Bäumen beinhaltet keine Verpflichtung des
Bescheidempfängers, darüber zu berichten, ob und wann die Fällungen tatsächlich
durchgeführt wurden. Für Privatgrundstücke kann diese Frage vom Umwelt- und
Naturschutzamt Pankow daher nicht beantwortet werden. Für Fällgenehmigungen auf
öffentlichen Grundstücken sind aktuell keine Bewilligungen vorhanden.“

Frage 2:

Für wie viele Bäume wurden seit September 2025 Fällgenehmigungen ausgestellt? Wie viele waren es im
Vorjahreszeitraum? Bitte nach Bezirken aufschlüsseln.

Antwort zu 2:

Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin teilt mit:
„Im Zeitraum 01.09. bis 30.11.2025 wurden durch das Umwelt- und Naturschutzamt des
Bezirksamtes Reinickendorf 779 Maßnahmen an Bäumen beschieden, die in den
Anwendungsbereich der Baumschutzverordnung fallen und nicht die Ausnahmetatbestände
erfüllen, wie z.B. §4 Abs. 6 oder §5 der Verordnung. Dies umfasst neben Fällungen auch
andere Eingriffe in den Baumbestand, wie z.B. Schnitte.“

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin teilt mit:
„01.09. bis 30.11.2024: 470 (Fällgenehmigungen)
01.09. bis 30.11.2025: 140 (Fällgenehmigungen)

Im Jahr 2024 ergingen zwei Anträge, die pro Bescheid knapp 100 Bäume enthielten. Dadurch
ist ein Vergleich der beiden Zeiträume nicht aussagekräftig.“
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Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin teilt mit:
„Im Verantwortungsbereich des SGA (siehe Antwort zu Frage 1) wurden seit September 2025
im Ortsteil Kreuzberg insgesamt 4 Baumfällungen aufgrund von Baumaßnahmen genehmigt. Im
Ortsteil Friedrichshain wurde im gleichen Zeitraum 2 entsprechende Fällung genehmigt.
Zum Vergleich: Im Zeitraum September bis Dezember 2024 wurden in Kreuzberg 24 Fällungen
im Zusammenhang mit Baumaßnahmen genehmigt; in Friedrichshain erfolgten auch in diesem
Zeitraum keine bauvorhabenbezogenen Fällgenehmigungen. Die von UmNat ausgestellten
Fällgenehmigungen beliefen sich ab September 2024 bis September 2025 auf 76; seit
September 2025 auf 52.“

Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin teilt mit:
„September bis November 2025 wurden insgesamt für 166 Bäume Fällgenehmigungen erteilt,
einschl. Bauvorhaben mit Fällungen von unter 5 Bäumen je Vorhaben

September bis November 2024 wurden insgesamt für 269 Bäume Fällgenehmigungen erteilt,
einschl. Bauvorhaben von unter 5 Bäumen je Vorhaben

Im Straßen- und Grünflächenamt (SGA) wird keine eigene Statistik zu „Fällgenehmigungen“
geführt; auswertbar sind dokumentierte Fällungen mit Fällgrund „Bauvorhaben“, allerdings mit
zeitlichem Versatz.“

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin teilt mit:
„Im Zeitraum September 2025 bis November 2025 wurden nach überschlägiger Recherche
365 Baumfällungen vom Umwelt- und Naturschutzamt Treptow-Köpenick genehmigt, davon 52
für Bauvorhaben.

Im Zeitraum September 2025 bis November 2025 wurden nach überschlägiger Recherche 5
Fällungen vom Straßen- und Grünflächenamt Treptow-Köpenick genehmigt.

Im Zeitraum September 2024 bis November 2024 wurden 395 Baumfällungen vom Umwelt-
und Naturschutzamt Treptow-Köpenick genehmigt, davon 33 für Bauvorhaben.

Im Zeitraum September 2024 bis November 2024 wurden nach überschlägiger Recherche 7
Fällungen vom Straßen- und Grünflächenamt Treptow-Köpenick genehmigt.“

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin teilt mit:
„siehe Frage 1“

Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin teilt mit:
„Aufgrund von personellen Engpässen muss das Umwelt- und Naturschutzamt Fehlanzeige für
Bäume auf privaten Grundstücken melden. Wir bitten um Verständnis. Es folgen die Zahlen des
Straßen- und Grünflächenamt für das öffentliche Straßenland:
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09.25 bis 11.25: Keine
09.24 bis 11.24: 2“

Das Bezirksamt Mitte von Berlin teilt mit:
„9/25-11/25=132 Bäume
9/24-11/24=144 Bäume“

Das Bezirksamt Neukölln von Berlin teilt mit:
„Straßen- und Grünflächenamt
Von September 2024 bis einschließlich August 2025 wurden für 28 Straßenbäume
bauvorhabenbedingte Fällgenehmigungen ausgestellt. Für den Zeitraum seit September 2025
wurden für 2 Straßenbäume bauvorhabenbedingte Fällgenehmigungen ausgestellt.

Umwelt- und Naturschutzamt
Von September 2024 bis einschließlich August 2025 wurden für 676* Bäume auf Grundstücken
(nicht Grünanlage, nicht Straßenland) Genehmigungen ausgestellt. Für den Zeitraum seit
September 2025 wurden für 71* Bäume auf Grundstücke (nicht Grünanlage, nicht Straßenland)
Genehmigungen ausgestellt.

* Genehmigung für Fällung oder Fällung und/oder Eingriff in den Wurzelbereich und/oder
Rückschnitt (siehe Antwort zu Frage 1)“

Das Bezirksamt Pankow von Berlin teilt mit:
„Von September 2025 bis Ende November 2025 wurden insgesamt 201
Ausnahmegenehmigungen bei UmNat und 2 Bäume beim SGA zur Fällung von Bäumen erteilt.
Im gleichen Zeitraum des Vorjahres wurden 208 Ausnahmegenehmigungen bei UmNat und 7
Bäume beim SGA zur Fällung von Bäumen erteilt.“

Frage 3:

Werden Anträge auf Baumfällungen, die vor dem 03.11.2025 eingingen, aber erst jetzt beschieden werden,
nach der alten Rechtslage oder nach den strengeren Kriterien des neuen BäumePlusGesetzes bewertet?

Antwort zu 3:

Der Auftrag aus dem Klimaanpassungsgesetz zur Änderung der Baumschutzverordnung setzt
eine Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes. Die Änderung der
Baumschutzverordnung hat der Senat in Angriff genommen und wird dies in enger Abstimmung
mit den Bezirken umsetzen. Bis zum Erlass der neuen Verordnung behält die aktuelle
Baumschutzverordnung ihre Gültigkeit.
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Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin teilt mit:
„Die im Umwelt- und Naturschutzamt des Bezirksamtes Reinickendorf eingehenden Anträge
werden nach der Berliner Baumschutzordnung in der derzeit gültigen Fassung geprüft und
beschieden. Die im Klimaanpassungsgesetz vorgesehenen Änderungen sind erst noch in diese
Verordnung zu überführen und werden dann angewandt. Sollten die Änderungen auch
rückwirkend gelten, wird dies ebenso berücksichtig wie etwaige Übergangsfristen.“

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin teilt mit:
„Die Berliner Baumschutzverordnung soll innerhalb eines halben Jahres nach Erscheinen des
Klimaanpassungsgesetzes überarbeitet werden. Bis zu der Neufassung der
Baumschutzverordnung besitzt die bisherige Baumschutzverordnung ihre Gültigkeit. Aus
rechtlichen Gründen können derzeit daher Baumfällungen nicht nach strengeren Kriterien
beschieden werden. Das Berücksichtigungsgebot gemäß § 9 des Klimaanpassungsgesetzes
kommt bei den Planungen und Entscheidungen von Trägern öffentlicher Aufgaben zwar bereits
jetzt zum Tragen - eine Berücksichtigung kommt jedoch nur dann in Betracht, soweit im Rahmen
des jeweiligen Fachrechts Entscheidungsspielräume bestehen. Die Fällgenehmigungen nach
der Baumschutzverordnung sind als gebundene Entscheidungen ausgestaltet, sodass ein
Ermessen insoweit durch die Behörde nicht ausgeübt wird.

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf hat allerdings in Umsetzung der EU-Verordnung
zur Wiederherstellung der Natur neue Abwägungsrichtlinien festgelegt, die Fällungen
beispielsweise für Garageneinfahrten faktisch ausschließen.“

Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin teilt mit:
„Das Berliner Klimaanpassungsgesetz (KAnGBln) vom 03.11.2025 (GVBl. S. 542) enthält in
seinem § 21 eine Verpflichtung zur Änderung der Baumschutzverordnung, die der Senat binnen
sechs Monaten nach Inkrafttreten des KAnGBln zu vollziehen hat. Für die Änderung werden
entsprechende Vorgaben gemacht. Diese Änderung der Baumschutzverordnung ist noch nicht
in Kraft getreten. Der Schutz der Bäume im Zuständigkeitsbereich des SGA wird nach wie vor
extrem hoch bewertet. Entsprechend wurden auch vor dem Klimaanpassungsgesetz Anträge
umfangreich geprüft und vielmals Eingriffe untersagt oder mit den Antragstellern Alternativen
beprochen. Eine Änderung des Vorgehens wird aktuell nicht praktiziert. Die von UmNat zu
bearbeitenden Fällanträge (siehe Antwort zu Frage 1) erfolgen nach der weiterhin geltenden
Baumschutzverordnung in der aktuell (noch) geltenden Fassung.“

Das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin teilt mit:
„Alle Anträge werden mit Bearbeitung nach der jeweils gültigen Rechtsgrundlage beschieden.
Das Klimaanpassungsgesetz Berlin ist am 21.11.2025 verkündet und seit diesem Tag
rechtskräftig. Die Anpassung der Baumschutzverordnung (BaumSchVO) muss innerhalb von 6
Monaten erfolgen. Bis zur Anpassung gilt grundsätzlich die bestehende BaumSchVO fort.
Üblicherweise wird nach der zum Zeitpunkt der Entscheidung geltenden Rechtslage
entschieden, es sei denn, es gibt ausdrückliche Übergangsregelungen. Daher werden Anträge,
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die jetzt beschieden werden, nach dem aktuell geltenden Gesetz entschieden; strengere
Kriterien des „BäumePlus-Gesetzes“ greifen soweit sie bereits in Kraft sind bzw. soweit die
BaumSchVO angepasst oder gesetzlich unmittelbar angeordnet ist.“

Das Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin teilt mit:
„Die Bewertung erfolgt nach gültiger Rechtslage, d. h. nach derzeit gültiger
Baumschutzverordnung. Erst mit Änderung der Baumschutzverordnung, wie dieses das
Klimaanpassungsgesetz in § 21 als Verpflichtung für den Senat festlegt, kann danach
gehandelt werden.

Besondere Auswirkungen bei der Bewertung gibt es nicht. Das Straßen- und Grünflächenamt
wird sich weiterhin für den Erhalt jeden einzelnen Straßen- und Anlagenbaums im Bezirk
einsetzen. Das BäumePlusGesetz untermauert dieses Ziel. Alle Möglichkeiten zum Erhalt der
Bäume werden bei Bauvorhaben geprüft und ausgeschöpft. Dafür steht das Straßen- und
Grünflächenamt mit den Planenden und anderen Fachämtern in engem Austausch.“

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin teilt mit:
„Anträge auf Baumfällungen werden nach der gültigen alten Rechtslage beschieden.
Das „Gesetz für ein Klimaanpassungsgesetz Berlin und zur Änderung weiterer Vorschriften“ ist
am 21.11.2025 in Kraft getreten. Gemäß § 21 dieses Gesetzes ist der Senat verpflichtet binnen
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Baumschutzverordnung zu ändern oder
eine weitere Rechtsverordnung zu erlassen.“

Das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin teilt mit:
„Das BäumePlusGesetz findet Anwendung.“

Das Bezirksamt Mitte von Berlin teilt mit:
„Die Verordnung zum Schutze des Baumbestandes in Berlin (Baumschutzverordnung) vom
11.01.1982 (GVBl. S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur Beschleunigung
von Planungs- und Genehmigungsverfahren für Bauvorhaben vom 11.12.2024 (GVBl. S. 614,
619) ist die gültige Rechtsgrundlage nach der gehandelt wird.
Im benannten Berliner Klimaanpassungsgesetz (KAnGBln) vom 3. November 2025 wurde
festgelegt, dass die Berliner Baumschutzverordnung binnen 6 Monaten zu überarbeiten ist. Erst
wenn dies erfolgt ist und die angepasste Verordnung veröffentlicht ist, kann nach dieser
Rechtsnorm entschieden werden.“

Das Bezirksamt Neukölln von Berlin teilt mit:
„Für Anträge auf Baumfällungen, die vor dem 03.11.2025 eingegangen sind, aber erst jetzt
beschieden werden, wird die alte Rechtslage zu Grunde gelegt.“
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Das Bezirksamt Pankow von Berlin teilt mit:
„Das Klimaanpassungsgesetz vom 03.11.2025 fordert, dass die Baumschutzverordnung des
Landes Berlin innerhalb von 6 Monaten geändert wird. Diese Änderung ist noch nicht erfolgt,
weshalb nach Rechtsauffassung des Umwelt- und Naturschutzamtes Pankow und des Straßen-
und Grünflächenamt weiterhin die alte Rechtslage gilt.“

Frage 4:

Plant der Senat Informationen zu geplanten Baumfällungen, wie sie das Bezirksamt Treptow-Köpenick wöchentlich
auf seiner Website veröffentlicht, regelmäßig für alle Bäume in der Stadt, die von Land oder Bezirken gefällt
werden sollen, zu publizieren? Was wären dafür erforderliche Voraussetzungen?

Antwort zu 4:

Das Gesetz für ein Klimaanpassungsgesetz Berlin und zur Änderung weiterer Vorschriften ist
erst am 21. November 2025 in Kraft getreten. Das in § 22 vorgesehene
Umsetzungsplanungsprojekt wird in den kommenden Monaten fristgerecht erarbeitet werden.
Daher ist es derzeit noch nicht möglich, konkrete Antworten darüber zu geben, ob und wenn ja
unter welchen Voraussetzungen der Senat geplante Baumfällungen berlinweit veröffentlichen
könnte.
Teilweise existieren in den Bezirken wie in der Frage erwähnt, bereits etablierte Strukturen
(siehe nachfolgend).

Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin teilt mit:
„Entsprechende Veröffentlichungen sind seitens des Bezirksamtes Reinickendorf nicht geplant.“

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin teilt mit:
„Seitens des Bezirksamtes Charlottenburg-Wilmersdorf wird regelmäßig eine Liste von
anstehenden Fällungen von Straßenbäumen erstellt und im Internet veröffentlicht.“

Das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin teilt mit:
„Das SGA veröffentlicht seit Jahren monatlich Fälllisten auf seiner Website. Eine Änderung
dieses Veröffentlichungsturnus ist mit den aktuell zur Verfügung stehenden personellen
Ressourcen nicht umsetzbar. Die Fälllisten finden Sie unter: https://www.berlin.de/ba-
friedrichshain-kreuzberg/politik-und-verwaltung/aemter/strassen-und-
gruenflaechenamt/gruenflaechen/baeume/artikel.1429449.php. Für Baumfällungen Privater,
die von UmNat genehmigt werden (siehe Antwort zu Frage 1), wären Anpassungen
datenschutzrechtlicher Bestimmungen Voraussetzung, um Veröffentlichungen im Sinne der
Frage vornehmen zu können.“
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Das Bezirksamt Neukölln von Berlin teilt mit:
„Voraussetzung für den damit verbundenen Aufgabenzuwachs (um die Zuarbeiten zu leisten)
wäre nach einer kursorischen Prüfung ein Stellenaufwuchs um 0,5 VZÄ im Straßen- und
Grünflächenamt.“

Berlin, den 15.12.2025

In Vertretung
Andreas Kraus
Senatsverwaltung für
Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt


